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Die Europäische Union zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
Etappen der europäischen Einigung

Probeansage

Die Feiern zum 50. Jahrestag der Römischen Verträge waren Anlass 
zum Rückblick auf eine weltweit einmalige Erfolgsgeschichte. In den vergangenen 50 Jahren hat sich die Europäische Wirtschaftsgemein-

schaft von einst erheblich verändert. Sie wurde zur Europäi-


      ¼
schen Union weiterentwickelt und wuchs aufgrund ihrer großen 
Attraktivität auf derzeit 27 Mitgliedstaaten an. Die Europäische Union 
hat Europa zu einem Kontinent von Frieden, Demokratie und Wohl-

stand gemacht – nach Jahrhunderten der Kriege und



      ½
der Diktaturen in Ost und West. Besonders für Deutschland hat sich 
die Mitgliedschaft in der Europäischen Union ausgezahlt. Europa ist 
der größte einheitliche Markt der industrialisierten Welt. 2006 haben 
deutsche Unternehmen Waren im Wert von 500




      ¾
Milliarden Euro im europäischen Binnenmarkt abgesetzt. Damit gehen 
fast zwei Drittel der deutschen Ausfuhren in andere Länder der 
Europäischen Union. Binnenmarkt und Euro sichern der deutschen 
Wirtschaft Absatzmärkte. Das bietet Europa den Menschen.
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Ansage
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bedanke 

mich für die Einladung zu Ihrer heutigen Hauptversammlung, die sich 

mit der Entwicklung der Europäischen Union zu Beginn des 21. Jahr-
      ¼

hunderts befasst. Ich möchte Ihnen dazu die vertraglichen Grundlagen 

und die Entscheidungsverfahren darlegen, die zur europäischen Einigung 

und zur Gründung der Europäischen Union mit jetzt 27 Mitgliedstaaten
      ½

und fast 500 Millionen Bürgerinnen und Bürgern geführt haben. 

Zunächst einmal möchte ich die Feststellung treffen: Die Europäische 

Union wird von der Öffentlichkeit in den Mitgliedstaaten für die    

      ¾

Herausforderungen auf politischem und wirtschaftlichem Gebiet als 
dringend notwendig wahrgenommen. Dazu haben die Verhandlungen 
der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union in einem erheb- 
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lichen Maße beigetragen, die mit dem Vertrag von Lissabon ihren vor-

läufigen Abschluss gefunden haben. Zur öffentlichen Wahrnehmung der Europäischen Union tragen aber auch die Europawahlen bei, die alle 
5 Jahre stattfinden und mit








      ¼

denen das Europäische Parlament gewählt wird. Hinzu kommt die Ein-

führung des Euro als gemeinsame europäische Währung in nunmehr 

16 Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Die Einführung des Euro 

hat ebenfalls wesent-









     ½

lich zur Verwirklichung der europäischen Einigung beigetragen. Trotz zeitweiliger Krisen und Meinungsverschiedenheiten in der Europäischen 
Union ist heute vieles verwirklicht worden, was in den Fünfzigerjahren 
von den Gründungsmitgliedern der






     ¾
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft als Ziel einer europäischen 

Einigung formuliert worden war. In den darauf folgenden Jahrzehnten 

prägten vor allem die Erweiterungen der Europäischen Union, ins-

besondere durch die mittel- und
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osteuropäischen Staaten, die Geschichte der europäischen Einigung. In mehreren Schritten wuchs die Zahl der Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union von 6 auf nunmehr 27 Mitgliedstaaten. Die Frage nach den 

Grenzen der Erweiterungen und den damit




               ¼

verbundenen Zielen der Europäischen Union wird die politische Diskussion in den Gremien der Europäischen Union und in den Mitgliedstaaten der euro-

päischen Staatengemeinschaft auch in den nächsten Jahren beschäftigen. 

In diesem Zusammenhang möch-







      ½

te ich darauf hinweisen, dass die Mitgliedstaaten unterschiedliche Inter-

essen insbesondere auf wirtschaftlichem Gebiet in die Europäische 
Union eingebracht haben. Die Mitgliedstaaten waren bei ihrem Beitritt 
zur Europäischen Union von der Erkenntnis 





      ¾
geleitet, dass es in den letzten Jahrzehnten viele Probleme gegeben 

hat, die die Mitgliedstaaten mit ihren Maßnahmen nicht mehr alleine 

lösen konnten. Anderseits war aber auch die Europäische Union zu 
einem der größten einheitlichen Wirtschaftsräume zusammen- 
        3./300
gewachsen. Eine besondere Dynamik ging in den letzten Jahren von 
der Vollendung des Binnenmarktes aus. Diese Entwicklung wurde 
durch die Schaffung der Wirtschafts- und Währungsunion einschließlich 
der Einführung des Euro verstärkt. Bis zum Ende des Jahres 1992 
wurde die Vollendung









      ¼

des europäischen Binnenmarktes erreicht. Hierbei ging es vor allem um 
die vollständige Öffnung der Grenzen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union für Waren, Personen und Dienstleistungen. Mit der politischen Entwicklung in den Staaten Mittel- und Osteuropas zu 
Be-   











               ½

ginn der Neunzigerjahre und der Änderung der marktwirtschaftlichen 
Strukturen wurden für die europäische Staatengemeinschaft neue Voraussetzungen geschaffen. Die Europäische Union wurde zu einem wichtigen Orientierungspunkt, besonders für die mittel- und osteuro-

päischen











      ¾
Staaten. Aus diesem Grunde haben 10 dieser mittel- und osteuropäi-

schen Staaten den Beitritt zur Europäischen Union beantragt. Mit der 
Aufnahme dieser Staaten wurde die größte Erweiterungsrunde einge-

leitet. Dies bedeutet für die beitretenden Staaten, aber auch für die Eu-    4./325
ropäische Union eine Herausforderung in einem bislang nicht gekannten Ausmaß. Aber auch im Westen veränderte sich die internationale Lage 
in einem erheblichen Umfang. Die Europäische Union und die Nordat-

lantische Verteidigungsorganisation mussten sich den neuen Rahmen-
      ¼

bedingungen anpassen. Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf hin-

weisen, dass dieser Prozess bis heute noch nicht abgeschlossen ist. In 

einem ersten Schritt wurden die Staaten Mittel- und Osteuropas in den 

Jahren zwischen 1990 und 1995 in den Europarat aufgenommen.

      ½

Die Nordatlantische Verteidigungsorganisation nahm seit 1999 ehemalige Ostblockländer auf, was eine Neuausrichtung der Ziele und Aufgaben der Nordatlantischen Verteidigungsorganisation, aber auch der Europäischen 

Union erforderlich machte. Die Euro-






      ¾

päische Union war in doppelter Hinsicht gefordert. Sie musste sich auf 

die Aufnahme neuer Mitgliedstaaten in einer bisher einmaligen Größen-

ordnung vorbereiten und ihre institutionellen Strukturen und Ent-

scheidungsprozesse den notwendigen Reformen unterziehen. 
Mit der Agenda 2000 wurden 
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erste finanzielle Rahmenbedingungen für die Erweiterung der Euro-

päischen Union verabschiedet. Diese notwendigen Reformen konnten 
nur wirksam werden, wenn die entsprechenden Änderungen der euro-

päischen Verträge erfolgten. Dieser Reformprozess verlief in den Mitgliedstaaten der Europäischen






               ¼

Union nicht immer reibungslos. Aufgrund der bestehenden Meinungsver-schiedenheiten, insbesondere auf dem Gebiet der Agrarpolitik, wurden Regierungskonferenzen geschaffen, um die Reformen mit entsprechenden Übergangslösungen im gegenseitigen Einvernehmen zu einem erfolg-

reichen Abschluss zu bringen. Neben den





      ½

politischen und wirtschaftlichen Veränderungen in den mittel- und ost-europäischen Staaten wirkten auch andere Ereignisse auf die Euro-

päische Union ein. Die Anschläge am 11. September in New York und 

in Washington und die sich daraus ergebende Notwendigkeit einer gemeinsamen Bekämpfung des international agierenden



      ¾
Terrorismus machten ein Nachdenken über die Ausgestaltung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union erforderlich. Dazu trugen auch die regionalen Konflikte auf dem Balkan 

in den Neunzigerjahren bei. Die Europäische Union war nunmehr 
auch außerhalb ihres eigenen
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Territoriums mit friedensichernden Maßnahmen gefordert. Durch die 
Aufnahme vieler neuer Mitgliedstaaten, insbesondere im Osten Europas, 

hat die Europäische Union ihr Erscheinungsbild wesentlich verändert. 
Die Außengrenzen der Europäischen Union haben sich weit nach 
Osten verschoben, was neue Herausforderungen auf politischem 
und wirtschaftlichem Gebiet bedeutet.






      ¼

Aber die Europäische Union hat ihre endgültige Ausweitung in Bezug auf 
Mittel- und Osteuropa noch nicht erreicht. Beitrittsgesuche weiterer mittel- 
und osteuropäischer Staaten stehen auf der Tagesordnung der Euro-

päischen Union. Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, lassen Sie mich noch einmal auf die einzelnen 



      ½

Etappen der europäischen Einigung zu sprechen kommen. Die europäische Einigung verlief in einer Vielzahl von Schritten, die in den Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
zum Ausdruck gekommen sind. Dabei gab es neben vielen Erfolgen 
immer wieder Rückschläge, die zu einem Stillstand führten


      ¾
und die nur durch intensive Beratungen in den Gremien der Europäischen 

Union bewältigt werden konnten. Folgende Schritte waren im Verlauf der europäischen Einigung von besonderer Bedeutung: Die am 5. Mai 1949 

erfolgte Gründung des Europarats war ein erster Versuch, die euro-

päischen Staaten zusammenzu-
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bringen. Die Mitgliedstaaten des Europarates verpflichteten sich auf die Förderung gemeinsamer ideeller Grundsätze, wie die Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten. Die Struktur des Europarates 
war auf die freiwillige Zusammenarbeit der Regierungen der Mitglied-

staaten ausgerichtet. Im Laufe der Zeit traten aber auch wirtschaftliche Gesichtspunkte in den Vorder-







      ¼

grund. Dies führte zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl. Mit diesem Vertrag wurde ein gemeinsamer Markt für Schlüsselindustrien wie Kohle und Stahl errichtet. Somit wurde mit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl erstmals der Versuch unternommen, über einen begrenzten Teilbereich gemeinsam zu ent-

scheiden. In der Folgezeit stellte sich aber heraus, dass 



      ½

dieser Vertrag nicht ausreichte, um die wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern. Deshalb wurden die Römischen Verträge zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ge-

schaffen, die am 1. Januar 1958 in Kraft traten. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hatte die Schaffung eines gemeinsamen 
Marktes zum Ziel, in dem sich die Wirtschafts-




      ¾

beziehungen der Mitgliedstaaten entwickeln konnten. Die Staats- und Regierungschefs vereinbarten außerdem eine gemeinsame Außen-

handelspolitik und eine gemeinsame Agrarpolitik. Die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat sich bis heute als das 
wichtigste Ereignis in der Geschichte der europäischen Einigung 
erwiesen.
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1967 entstand durch die Zusammenlegung der drei Teilgemeinschaften Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, Europäische Wirtschafts-gemeinschaft und Europäische Atomgemeinschaft die Europäische Gemeinschaft. Dieser Zusammenschluss brachte vor allen Dingen eine organisatorische Vereinfachung in den Entscheidungsgremien dieser 
drei bisher bestehenden 








      ¼
Teilgemeinschaften. Am 1. Januar 1973 erfolgte die erste Erweiterung 
der Europäischen Gemeinschaft durch den Beitritt von Großbritannien, Dänemark und Irland. In den Achtzigerjahren traten Griechenland, Spanien 
und Portugal der Europäischen Gemeinschaft bei. Im Juli 1987 wurde 
mit dem Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen 
  


      ½

Akte die erste größere Reform der europäischen Verträge verwirklicht. Vor allem sollte der bereits 1957 vereinbarte Binnenmarkt vollendet werden. Der 
1992 geschlossene Vertrag von Maastricht enthielt die Vereinbarung, 
die Europäische Gemeinschaft nunmehr Europäische Union zu nennen. 
Zudem wurde vereinbart, die währungspolitische Zusammen-


      ¾
arbeit im Rahmen des europäischen Währungssystems in die europäische Währungsunion zu überführen. Hierzu gehörte auch die Einführung des 
Euro als gemeinsame europäische Währung. Außerdem verpflichteten 
sich die Vertragspartner zu einer engeren Zusammenarbeit in der Außen- 
und Sicherheitspolitik. Der Vertrag von Amsterdam brachte 1997 eine 

Reihe weiterer
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Neuerungen, die in einigen Bereichen zu einer Stärkung der Gemein-

schaftsstrukturen führten. Die demokratische Legitimation der Euro-

päischen Union wurde durch das Mitentscheidungsverfahren gestärkt. 
Das Europäische Parlament konnte gleichberechtigt neben dem Euro-

päischen Rat an der Entscheidungsfindung mitwirken. Mit dem Vertrag 
von Nizza beschloss der Europäische






      ¼

Rat im Dezember 2000 eine Überarbeitung der europäischen 
Verträge im Hinblick auf die institutionellen Notwendigkeiten bei der Osterweiterung der Europäischen Union. Ein wichtiger Bestandteil des Vertrages von Nizza war die feierliche Proklamation der Charta der Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union. 
Dem Vertrag von Nizza wurde eine Erklärung zur 




      ½

Zukunft der Europäischen Union beigefügt. Diese Erklärung sollte sich 
vor allem mit der Abgrenzung der Kompetenzen zwischen der Euro-

päischen Union und den Mitgliedstaaten befassen. Die nächste Beitritts-

runde erfolgte im Dezember 2002 in Kopenhagen. Die Staats- und Regierungschefs beschlossen den Beitritt von 8 mittel- und osteuro-

päischen Staaten zur Europäischen Union. Dieser Beitritt wurde am 

      ¾

1. Mai 2004 vollzogen. Lassen Sie mich zum Schluss meiner Aus-

führungen folgende Feststellung treffen: Die Europäische Union hat 
mit der dauerhaften und friedlichen Integration Europas eines ihrer 
politischen Ziele erreicht. Unter dem Eindruck des Zweiten Weltkrieges 
sahen viele Politiker in einer engeren wirtschaftlichen Verflechtung 
einen erfolgreichen Weg für Frieden und Wohlstand in Europa.

      10./475
Beginn der 4. Minute:
… Dynamik ging in den letzten Jahren …
